
 
 

Behörde für Arbeit, Gesundheit, Soziales, Familie und Integration 
Versorgungsamt Hamburg 

Leistungen und Hilfen für schwerbehinderte Menschen in Hamburg 
Hinweis: Wir versuchen die nachfolgenden Informationen für Sie auf dem aktuellen Stand zu halten, 

dennoch sollten Sie sich zur Sicherheit bei den angegebenen Stellen erkundigen. 

83-31 Anlage zur Eingangsbestätigung (03/2023) 

 
Allgemeines 

 
Schwerbehinderte Menschen mit einem Grad der Behinderung (GdB) 
von 50 und mehr und Menschen mit Behinderungen mit einem GdB 
von weniger als 50 können eine Reihe von Leistungen und sonstigen 
Hilfen zum Ausgleich behinderungsbedingter Nachteile und Mehrauf-
wendungen in Anspruch nehmen, wenn bei ihnen die im Einzelnen 
vorgesehenen besonderen medizinischen Voraussetzungen vorliegen. 
Anspruch hierauf besteht grundsätzlich auch für minderjährige Kinder. 
 
 

Feststellungs- und Leistungsanträge 
 

Das Versorgungsamt stellt nach dem Neunten Buch Sozialgesetzbuch 
(SGB IX) auf Antrag das Vorliegen einer Behinderung, den Grad der 
Behinderung sowie sonstige gesundheitliche Merkmale für die Inan-
spruchnahme von Leistungen und sonstigen Hilfen fest. 
 
Der Feststellungsantrag nach dem SGB IX gilt nicht gleichzeitig 
als Antrag auf Gewährung von Leistungen und sonstigen Hilfen 
(z. B. Blindengeld, Wohngeld, Steuerfreibeträge, Rundfunkgebüh-
renermäßigung oder -befreiung, Telefon-Sozialtarif).  
 
Sie müssen von Ihnen bei der jeweils zuständigen Stelle gesondert 
beantragt werden. Da Leistungen und sonstige Hilfen teilweise erst ab 
Antragsmonat gewährt werden, empfiehlt es sich, Anträge auf Leistun-
gen und Hilfen zeitgleich mit dem Feststellungsantrag nach dem SGB 
IX zu stellen. 
Nähere Auskünfte erteilt die für die Gewährung der Leistungen und 
sonstigen Hilfen jeweils zuständige Stelle. 
 
 

Schwerbehindertenausweis 
 

Der Schwerbehindertenausweis dient dem Nachweis der Eigenschaft 
als schwerbehinderter Mensch und für die Inanspruchnahme von 
Leistungen und sonstigen Hilfen, die schwerbehinderten Menschen 
nach dem SGB IX oder nach anderen Vorschriften zustehen. 
Der Schwerbehindertenausweis kann ausgestellt werden, wenn der 
GdB wenigstens 50 beträgt. Menschen mit Behinderungen, deren GdB 
auf weniger als 50 festgestellt ist, können keinen Ausweis erhalten 
(siehe aber Abschnitt „Gleichstellung mit schwerbehinderten Men-
schen“). 
 
Auskünfte erteilt das Versorgungsamt Hamburg 
Adolph-Schönfelder-Str. 5, 22083 Hamburg (U-Hamburger Straße) 
Sprechzeiten:  
Nach Vereinbarung mit dem zuständigen Team 
 www.hamburg.de/versorgungsamt 
 
Telefonische Auskünfte erhalten Sie über den Hamburg Service 
unter der Telefonnummer (040) 115. 

 
 

Wegfall der Feststellungsansprüche 
 

Feststellungsansprüche nach dem SGB IX entfallen grundsätzlich, 
wenn der Wohnsitz nicht mehr in Deutschland ist. 

 
Medizinische und berufliche Rehabilitation 

 
Auskunfts- und Beratungsstellen  

 
Die medizinische Rehabilitation wird in der Regel von den Krankenkas-
sen und den Trägern der Rentenversicherung, die berufliche Rehabilita-
tion (einschließlich Kuren) von den Trägern der Rentenversicherung 
bzw. der Agentur für Arbeit (keine Kuren) gewährt. 
 
Auskünfte über Rehabilitationsmöglichkeiten und eine neutrale, träger-
übergreifende Beratung für sämtliche Krankenkassen erhalten Sie bei 
den gemeinsamen Servicestellen für Rehabilitation: 
 
Steinstraße 27, 20095 Hamburg, (Gebäude der TK)  6921-6158 
 0800 2858589 69327 
Sachsentraße 18, 20097 Hamburg, (Gebäude der Verwaltungs-
Berufsgenossenschaft)   23656 153  23656 154 
Millerntorplatz 1, 20359 Hamburg, (Gebäude der DRV-Nord)  34891-
25060 34891-25069 
 www.reha-servicestellen.de 
 
Fachamt Eingliederungshilfe 
Sozialpädagogischer Fachdienst 
Kurt-Schumacher-Allee 4, 20097 Hamburg,  428 81-9100 
Eingliederungshilfe für Menschen mit Behinderungen oder 
Beratung für Hörgeschädigte 
 
Beratungszentrum  
SEHEN – HÖREN – BEWEGEN – SPRECHEN 
Landesärzte für Blinde und Seh-, Körper-, Hör- und Sprachbehinderte.  
Eppendorfer Landstraße 59, 20249 Hamburg 
 428 04-2545   428 04-2424 
 www.hamburg.de/hamburg-nord/beratungszentrum-sehen-hoeren-
bewegen-sprechen/ 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund (früher BfA) 
Millerntorplatz 1, 20359 Hamburg,  34 89 1-25060 
 www.deutsche-rentenversicherung-bund.de 
 
Deutsche Rentenversicherung Nord (früher LVA) 
Friedrich-Ebert-Damm 245, 22159 Hamburg,  5300-25000 
 www.deutsche-rentenversicherung-nord.de 
 
Agentur für Arbeit Hamburg, 
Kurt-Schumacher-Allee 16, 20097 Hamburg,  2485-0 (Zentrale) 
und die Geschäftsstellen in den Bezirken 
 www.arbeitsagentur.de 
 
Integrationsamt Hamburg 
Hamburger Straße 47, 22083 Hamburg,   428 63 3953 
E-Mail: integrationsamt@soziales.hamburg.de 
 www.hamburg.de/integrationsamt 
 
Integrationsfachdienst Hamburg 
Sachsenfeld 2, 20097 Hamburg,  38 90 45-20 
E-Mail: info@ifd-hamburg.de 
 www.ifd-hamburg.de 
 
 

http://www.hamburg.de/versorgungsamt
http://www.reha-servicestellen.de/
http://www.hamburg.de/hamburg-nord/beratungszentrum-sehen-hoeren-bewegen-sprechen/
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http://www.deutsche-rentenversicherung-bund.de/
http://www.deutsche-rentenversicherung-nord.de/
http://www.arbeitsagentur.de/
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Hilfen im Arbeitsleben 
 

Gleichstellung mit schwerbehinderten Menschen 
 

Menschen mit Behinderungen, deren GdB 30 oder 40 beträgt, werden 
von der Agentur für Arbeit auf Antrag schwerbehinderten Menschen 
gleichgestellt, wenn sie infolge ihrer Behinderung ohne die Gleichstel-
lung einen geeigneten Arbeitsplatz nicht erlangen oder nicht behalten 
können. 
Auskünfte und Antragsformulare erhalten Sie bei der Agentur für Arbeit 
Hamburg, Kurt-Schumacher-Allee 16, 20097 Hamburg,  
 0800 4 5555 00 (kostenlos)Fax: 040 2485 2244  
www.arbeitsagentur.de 
 

Schwerbehindertenvertretung 
 

Schwerbehinderte und gleichgestellte Menschen können sich in allen 
Angelegenheiten, die ihren Arbeitsplatz betreffen, an die Schwerbehin-
dertenvertretung, an den Betriebs- oder Personalrat ihres Betriebes 
bzw. ihrer Dienststelle wenden.  
Auskünfte und Beratung erteilt auch das Integrationsamt, 
Hamburger Straße 47, 22083 Hamburg,  428 63-3953  
 www.hamburg.de/integrationsamt 
 

Leistungen zur Schaffung neuer Arbeitsplätze 
 

Arbeitgeber, die schwerbehinderte Menschen einstellen, können von 
der Agentur für Arbeit befristete Zuschüsse zu den Lohn- bzw. Gehalts-
kosten erhalten. Agentur oder Integrationsamt können zusätzlich die 
Kosten für neue Arbeitsplätze übernehmen. 
Ansprechpartner: 
Agentur für Arbeit (Eingliederungszuschüsse)  2485-3129 
Integrationsamt (Investitionszuschüsse)   428 63-4069 
 

Leistungen zur Sicherung von Arbeitsplätzen 
 

Schwerbehinderten Menschen kann begleitende Hilfe im Arbeits- und 
Berufsleben gewährt werden. Die begleitende Hilfe umfasst Auskunft 
und Beratung (auch am Arbeitsplatz des Menschen mit Behinderungen)                   
sowie finanzielle Leistungen an schwerbehinderte Menschen und 
Arbeitgeber. 
Leistungen an schwerbehinderte Menschen: 
Technische Arbeitshilfen, Hilfen zum Erreichen des Arbeitsplatzes, zur 
Erlangung wirtschaftlicher Selbständigkeit, zur Beschaffung und Erhal-
tung einer behindertengerechten Wohnung, zur Teilnahme an Maß-
nahmen zur Erhaltung und Erweiterung beruflicher Kenntnisse und 
Fertigkeiten, psychosoziale Betreuung am Arbeitsplatz, weitere Hilfen in 
besonderen behinderungsbedingten Lebenslagen. 
Leistungen an Arbeitgeber: 
Zur behinderungsgerechten Einrichtung von Arbeitsplätzen, für außer-
gewöhnliche Belastungen, die mit der Beschäftigung schwerbehinderter 
Menschen verbunden sind. 
Ansprechpartner: Integrationsamt Hamburg, 
Individualförderung  428 63-2810 / -4069  
 

Kündigungsschutz 
 

Schwerbehinderten und ihnen gleichgestellten Menschen darf das  
Arbeitsverhältnis nur mit vorheriger Zustimmung des Integrationsamtes 
gekündigt werden. Die Zustimmung zur Kündigung muss vom Arbeitge-
ber schriftlich bei dem für den Sitz des Betriebes oder der Dienststelle 
zuständigen Integrationsamt beantragt werden. 
Auskunft und Beratung erteilt das Integrationsamt 
Hamburger Straße 47, 22083 Hamburg,  428 63-4069 
 

Zusatzurlaub 
 

Schwerbehinderte Menschen haben Anspruch auf einen bezahlten 
zusätzlichen Urlaub von einer Arbeitswoche, also sechs Tage bei einer 
Sechstagewoche bzw. fünf Tage bei einer Fünftagewoche. 

Der Anspruch auf Zusatzurlaub entsteht in dem Augenblick, in dem die 
Behinderung eintritt, die einen Grad der Behinderung von wenigstens 
50 bedingt. Wenn das Antragsverfahren beim Versorgungsamt so lange 
dauert, dass der Ausweis nicht mehr im selben Urlaubsjahr ausgestellt 
werden kann, finden für die Übertragbarkeit des Zusatzurlaubes die 
Bestimmungen Anwendung, die in dem Betrieb für den Erholungsurlaub 
gelten. 

 

Vorzeitiger Bezug von Altersrente 
 

Schwerbehinderte Menschen, die nach dem 31. Dezember 1940 gebo-
ren sind, müssen bei einem vorzeitigen Rentenbeginn zwischen dem 
60. und 63. Lebensjahr einen Rentenabschlag hinnehmen. Für die bis 
zum 16.11.1950 geborenen Versicherten besteht unter bestimmten 
Voraussetzungen Vertrauensschutz. Die Altersgrenze für eine ab-
schlagsfreie Altersrente für schwerbehinderte Menschen wird stufen-
weise, beginnend mit dem Jahrgang 1952, von heute 63 auf 65 Jahre 
angehoben. Der frühestmögliche Rentenbeginn (mit Abschlägen) wird 
bei ihnen schrittweise auf das 62. Lebensjahr angehoben.  
Auskünfte erteilen die Versicherungsträger und das Bezirksamt 
Wandsbek, Einwohneramt, Schloßstraße 60, 22041 Hamburg. 
 

Mobilität 
 

Inanspruchnahme eines Sitzplatzes 
 

Der Schwerbehindertenausweis berechtigt zur Inanspruchnahme eines 
Sitzplatzes in öffentlichen Verkehrsmitteln. 
 

Unentgeltliche Beförderung  
im öffentlichen Personenverkehr 

 
Schwerbehinderte Menschen, die infolge ihrer Behinderung in ihrer 
Bewegungsfähigkeit im Straßenverkehr erheblich beeinträchtigt (Merk-
zeichen G), außergewöhnlich gehbehindert (Merkzeichen aG), blind 
(Merkzeichen Bl), gehörlos (Merkzeichen Gl) oder hilflos (Merkzeichen 
H) sind, haben Anspruch auf unentgeltliche Beförderung im öffentlichen 
Personennahverkehr. Dazu werden ein Schwerbehindertenausweis mit 
orangefarbenem Flächenaufdruck und ein Beiblatt mit Wertmarke 
benötigt. Der Ausweis und das Beiblatt mit Wertmarke werden auf 
Antrag vom Versorgungsamt Hamburg, Adolph-Schönfelder-Str. 5, 
22083 Hamburg ausgestellt. Die Wertmarke kann für ein halbes oder 
ein ganzes Jahr bei Zahlung einer entsprechenden Eigenbeteiligung 
erworben werden. Die Entrichtung entfällt bei blinden und hilflosen 
schwerbehinderten Menschen sowie bei schwerbehinderten Menschen, 
die Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem Zweiten 
Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) oder für den Lebensunterhalt laufende 
Leistungen nach dem SGB XII, dem SGB VIII, den §§ 27 a und 27 d 
des Bundesversorgungsgesetzes oder nach § 2 Asylbewerberleis-
tungsgesetz (AsylbLG) erhalten. Bestimmte Kriegsbeschädigte, andere 
Versorgungsberechtigte und NS-Verfolgte erhalten die Wertmarke 
ebenfalls kostenlos. 
 
Schwerbehinderte Menschen, die im Besitz eines Schwerbehinderten-
ausweises mit orangefarbenem Flächenaufdruck und eines Beiblattes 
mit Wertmarke sind, können in Hamburg MOIA unentgeltlich nutzen. 
Sofern das Merkzeichen „B“ auf dem Ausweis eingetragen ist, können 
auch Begleitpersonen unentgeltlich befördert werden. Hierfür ist eine 
Registrierung bei MOIA notwendig. Nähere Infos finden Sie auf  
 https://www.moia.io/de-DE 
 

Berechtigung zur Mitnahme einer Begleitperson  
- Merkzeichen B 

 
Anspruch auf unentgeltliche Beförderung hat auch die Begleitperson 
eines schwerbehinderten Menschen, wenn die Berechtigung zur Mit-
nahme einer Begleitperson im Ausweis eingetragen ist (Merkzeichen 
B). Die Begleitperson wird im Nah- und Fernverkehr unentgeltlich 
befördert. Dies gilt auch dann, wenn der schwerbehinderte Mensch 
nicht im Besitz eines Beiblattes mit gültiger Wertmarke ist. 



Flugverkehr 
 

Begleitpersonen von schwerbehinderten Menschen werden im inner-
deutschen Flugverkehr von der Deutschen Lufthansa unentgeltlich 
befördert, wenn die Berechtigung zur Mitnahme einer Begleitperson 
nachgewiesen und im Ausweis eingetragen ist (Merkzeichen B im 
Ausweis). Vor Antritt der Reise muss am Flugschalter bzw. von einem 
Reisebüro ein Freiflugschein ausgestellt werden. Schwerkriegsbeschä-
digte, Schwerwehrdienstbeschädigte der Bundeswehr und schwerbe-
schädigte Verfolgte im Sinne des Bundesentschädigungsgesetzes 
können unter bestimmten Voraussetzungen im innerdeutschen Flugrei-
severkehr der Deutschen Lufthansa eine Flugpreisermäßigung von 30 
% erhalten. Die erforderliche Bescheinigung stellt das Versorgungsamt 
Hamburg, Adolph-Schönfelder-Str. 5, 22083 Hamburg aus. 
Auch Regionalfluggesellschaften gewähren Ermäßigungen und Frei-
flugscheine. Zusammenklappbare Rollstühle mit auslaufsicheren Batte-
rien werden außerhalb der Freigepäckgrenze kostenlos befördert. 
Auskunft: Deutsche Lufthansa, Regionalfluggesellschaften, 
Reisebüros, Broschüre „Reisetipps für behinderte Fluggäste“. 
 

Individuelle Beförderung behinderter Menschen 
 

Viele Menschen sind aufgrund einer Behinderung nicht in der Lage, 
Busse und Bahnen zu nutzen. Seit Januar 2006 erhalten sie auf Antrag 
eine Pauschale und können aus verschiedenen Transportangeboten 
frei wählen. 

Bitte richten Sie den Antrag an Ihr örtlich zuständiges Soziales Dienst-
leistungszentrum des Bezirksamtes. Dort erhalten Sie weitere Informa-
tionen und eine Liste mit den verschiedenen Anbietern.                       
 www.hamburg.de/behindertenfahrten 

 

Mitnahme von Rollstühlen in Taxis 

Die Taxifahrer sind verpflichtet, den Rollstuhl unentgeltlich zu beför-
dern, sofern dieser sicher im Wagen verstaut werden kann. Es emp-
fiehlt sich deshalb bei der Bestellung des Taxis darauf hinzuweisen, 
dass ein faltbarer Rollstuhl mitgenommen werden soll. 

 

Parkerleichterungen 
 

Schwerbehinderte Menschen mit außergewöhnlicher Gehbehinderung 
(Merkzeichen aG) und Blinde (Merkzeichen Bl) können auf Antrag bei 
der Straßenverkehrsbehörde eine Ausnahmegenehmigung mit einem 
Parkausweis für bestimmte Parkerleichterungen erhalten. Der Schwer-
behindertenausweis allein berechtigt zu keinerlei Erleichterungen im 
ruhenden Straßenverkehr!  
Auskünfte (auch telefonisch) und Anträge bearbeitet (persönliches 
Erscheinen ist nicht notwendig): Landesbetrieb Verkehr, Ausnahme-
Genehmigungs-Management, Süderstraße 140 - 142, 20537 Hamburg, 
 428 58 – 2492;  
 www.hamburg.de/lbv 
 
Parkerleichterungen werden auch gewährt, wenn folgende Vorausset-
zungen erfüllt sind: 
1. Merkzeichen G und B und einem GdB von wenigstens 70 allein für 

Funktionsstörungen an den unteren Gliedmaßen (und der Lenden-
wirbelsäule, soweit sich diese auf das Gehvermögen auswirken) 
und gleichzeitig einem GdB von wenigstens 50 für Funktionsstö-
rungen des Herzens oder der Atmungsorgane 

2. Einem GdB von wenigstens 60 für Morbus Crohn oder Colitis 
ulcerosa 

3. Einem GdB von wenigstens 70 für künstlichen Darmausgang und 
zugleich künstlicher Harnableitung 

4. Eine Ausnahmegenehmigung kann auch denjenigen schwerbehin-
derten Menschen erteilt werden, die nach versorgungsärztlicher 
Feststellung dem vorgenannten Personenkreis nach den Nr. 1-3 
gleichzustellen sind.  

5. Beidseitige Amelie oder Phokomelie oder vergleichbare Funktions-
einschränkungen 

Kraftfahrzeugsteuerbefreiung und -ermäßigung 
 

Schwerbehinderte Menschen, die hilflos, blind oder außergewöhnlich 
gehbehindert sind (Merkzeichen H, Bl oder aG im Schwerbehinderten-
ausweis) werden auf Antrag von der Entrichtung der Kraftfahrzeugsteu-
er für ihr Fahrzeug befreit. Bestimmte Schwerkriegsbeschädigte, ande-
re Versorgungsberechtigte und NS-Verfolgte können ebenfalls die volle 
Steuerbefreiung in Anspruch nehmen, wenn ihnen am 01.06.1979 der 
volle Erlass der Kraftfahrzeugsteuer zustand und sie durch einen gülti-
gen Schwerbehindertenausweis nachweisen, dass der GdB mindestens 
50 beträgt. Die Steuerbefreiung wird auch dann gewährt, wenn gleich-
zeitig das Recht auf unentgeltliche Beförderung im öffentlichen Perso-
nenverkehr in Anspruch genommen wird.  
Schwerbehinderte Menschen, die in ihrer Bewegungsfähigkeit im 
Straßenverkehr erheblich beeinträchtigt oder gehörlos sind (Schwerbe-
hindertenausweis mit orangefarbenem Flächenaufdruck und Merkzei-
chen G und/oder Gl), erhalten eine Ermäßigung der Kraftfahrzeugsteu-
er um 50 v.H. Sie müssen jedoch zwischen der Kraftfahrzeugsteuerer-
mäßigung und der Freifahrt im öffentlichen Personenverkehr wählen. 
Ein Wechsel von der Inanspruchnahme im öffentlichen Personennah-
verkehr und umgekehrt ist jedoch ohne weiteres möglich. 
 
Auskünfte erteilt: 
Hauptzollamt Hamburg 
Arbeitsbereich Kraftfahrzeugsteuer, Koreastraße 4, 20457 Hamburg 
Postadresse: Hauptzollamt Hamburg 
Postfach 11 14 84, 20414 Hamburg  
040/800 03 2424, Fax: 040/800 03 1200 
Persönliche Sprechzeiten: 
Montag bis Freitag 9.00 bis 12.00 Uhr 
Telefonische Sprechzeiten: 
Montag bis Donnerstag von 8.00 bis 15.00 Uhr 
Freitag von 08.00 bis 12.00 Uhr 
weitere Kontaktstelle: Zollamt Hamburg AG 40, 
Pinkertweg 20 a, 22113 Hamburg 
Sprechzeiten: Montag bis Donnerstag von 8.30 bis 15.30 Uhr 
Freitag von 08:30 bis 14.00 Uhr 

 
Wohnen 

 
Wohngeld 

 
Wohngeld wird zu den Aufwendungen für Wohnraum in Form eines 
Miet- oder Lastenzuschusses dann gezahlt, wenn das anzurechnende 
Jahreseinkommen eine nach Familiengröße gestaffelte Grenze nicht 
übersteigt. Bei der Ermittlung des anrechenbaren Einkommens erhalten 
Personen, die schwerbehindert mit einem GdB von 100 oder mit einem 
GdB von 50 bis 90 und häuslich pflegebedürftig im Sinne des § 14 des 
Elften Buches des Sozialgesetzbuches (SGB XI) sind, einen jährlichen 
Freibetrag, dessen Höhe vom GdB abhängig ist. 
Auskünfte erteilen die Sozialen Dienstleistungszentren der Bezirksäm-
ter. 
 

Vermittlung von rollstuhlgerechtem Wohnraum 
 

Bei Bauvorhaben des öffentlich geförderten Sozialen Wohnungsbaus 
werden in geeigneten Fällen Wohnungen für schwerbehinderte Men-
schen (nur Rollstuhlbenutzer) eingeplant und nach besonderen Normen 
(DIN 18025) gebaut. 
Diese Mietwohnungen werden über die „Zentrale Vermittlungsstelle für 
rollstuhlgerechten Wohnraum“ im Bezirksamt Wandsbek, Schloßstraße 
60, 22041 Hamburg,  428 81-3634, vergeben. Interessierte werden 
gebeten, vor einem Besuch telefonisch Kontakt aufzunehmen um einen 
Termin zu vereinbaren. 
 

Wohnungsbauförderung 
 

Bauliche Maßnahmen in Mietwohnungen können gemäß den Förde-
rungsgrundsätzen zur Schaffung rollstuhlgerechten, behinderten- und 
altersgerechten Wohnraums mit Zuschüssen gefördert werden. Der 
Antrag auf Förderungsmittel ist vom Vermieter zu stellen. 

http://dibis.dufa.de/dibi0020.asp?searchkey=Grundsicherungsleistungen
http://www.hamburg.de/behindertenfahrten


Eigentumsobjekte 
 

Bei der Förderung des Baus oder Erwerbs von Familienheimen oder 
Eigentumswohnungen werden schwerbehinderten Menschen und ihnen 
Gleichgestellte unter bestimmten Voraussetzungen besonders berück-
sichtigt. Gleichfalls können in bestehenden Objekten bauliche Maß-
nahmen gemäß spezieller Förderungsgrundsätze zur Schaffung roll-
stuhlgerechten, behinderten- und altengerechten Wohnraums mit 
Zuschüssen gefördert werden. 
Auskunft zu allen Förderungsfragen erteilt die 
Hamburgische Investitions- und Förderbank (IFB) 
Besenbinderhof 31, 20097 Hamburg,  24 84 60. 
 www.ifbhh.de 
 

 
Sonstige Leistungen und Hilfen 

 
Steuerliche Erleichterungen 

 
Menschen mit Behinderungen können bei der Lohn- und Einkom-
mensteuer Pausch- und Freibeträge erhalten; insbesondere zur Be-
rücksichtigung von: 
-  außergewöhnlichen Belastungen, die unmittelbar infolge der Körper-

behinderung erwachsen, 
-  Aufwendungen für Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte mit 

dem eigenen Fahrzeug, 
-  Aufwendungen für die Beschäftigung einer Haushaltshilfe. 
Steht der Pauschbetrag für Körperbehinderte einem Kind zu, so kann er 
unter bestimmten Voraussetzungen auf die Eltern übertragen werden. 
Den Nachweis für die Inanspruchnahme führt man durch den Schwer-
behindertenausweis oder, bei einem GdB unter 50, durch eine Be-
scheinigung des Versorgungsamtes bzw. durch einen Renten- oder 
entsprechenden Bescheid. 
Auskunft geben die Finanzämter.  www.finanzamt.de 
 

Krankenversicherung 
 

Schwerbehinderte Menschen können einer gesetzlichen Krankenkasse 
freiwillig beitreten. Der Beitritt muss innerhalb von drei Monaten nach 
der Feststellung der Eigenschaft als schwerbehinderter Mensch erklärt 
werden. Im Regelfall beginnt die 3-Monatsfrist mit der Bekanntgabe des 
Bescheides des Versorgungsamtes. Das Recht zum Beitritt hängt im 
Allgemeinen davon ab, ob der schwerbehinderte Mensch, sein Ehe-
partner oder ein Elternteil bestimmte Versicherungszeiten erfüllt hat. 
Ferner kann die Beitrittsberechtigung von einem bestimmten Lebensal-
ter an ausgeschlossen sein. 
Kinder, die wegen körperlicher, geistiger oder seelischer Behinderung 
außerstande sind, sich selbst zu unterhalten, können unabhängig von 
einer Altersgrenze familienversichert bleiben. Voraussetzung ist unter 
anderem, dass ein versicherter Elternteil vorhanden ist, dass das Kind 
kein oder nur ein geringfügiges Einkommen hat, das einen bestimmten 
monatlichen Betrag (Einkommensgrenze) nicht überschreitet, und dass 
es anderweitig nicht selbst Anspruch auf Krankenpflege hat. Die Behin-
derung muss zu einem Zeitpunkt vorgelegen haben, in dem bereits eine 
Familienversicherung bestand. 
Nähere Auskünfte erteilen die Krankenkassen. 
 

Rundfunkbeitrag 
 

Schwersehbehinderte, blinde und hörgeschädigte Menschen, denen 
eine ausreichende Verständigung auch mit Hörhilfen nicht möglich ist, 
sowie schwerbehinderte Menschen, die wegen ihrer Behinderung an 
öffentlichen Veranstaltungen ständig nicht teilnehmen können (Merk-
zeichen RF im Ausweis), erhalten auf Antrag eine Ermäßigung des 
Rundfunkbeitrages. Der Antrag ist bei ARD, ZDF und Deutschlandradio 
- Beitragsservice (ehemals GEZ) in 50656 Köln zu stellen. Hier erhalten 
Sie auch Informationen über eine mögliche Befreiung von der Gebüh-
renpflicht, z.B. beim Vorliegen des Merkzeichen TBl – Taubblindheit. 
 www.rundfunkbeitrag.de 

Telefon 

 
Verschiedene Telefonanbieter haben Spezialtarife für schwerbehinderte 
Menschen. Die Voraussetzungen sind unterschiedlich (z.B. Merkzei-
chen „RF“, Höhe des GdB). 
Auskünfte erteilen die Telefonanbieter. 
 

Pflegeleistungen 
 

Personen, die pflegebedürftig im Sinne des § 15 des Elften Buches des 
Sozialgesetzbuches bzw. des § 61 des Zwölften Buches des Sozialge-
setzbuches sind, haben Anspruch auf Leistungen nach den vorgenann-
ten Gesetzen.  
Auskunft erteilen und auf Antrag die Leistung gewähren die Pflegekas-
sen oder das zuständige Soziale Dienstleistungszentrum des Bezirks-
amtes. 
 

Blindengeld 
 

Blinde haben Anspruch auf Blindengeld nach dem Hamburgischen 
Blindengeldgesetz oder auf Blindenhilfe nach dem Zwölften Buch des 
Sozialgesetzbuches. 
Auskunft erteilt und auf Antrag die Leistung gewährt das zuständige 
Soziale Dienstleistungszentrum des Bezirksamtes. 
 

Postversand für Blinde 
 

Schriftstücke in Blindenschrift werden von der Post kostenlos befördert. 
Dies gilt auch für Tonaufzeichnungen, deren Absender oder Empfänger 
eine amtlich anerkannte Blindenanstalt ist. Blindensendungen müssen 
grundsätzlich mit einer offenen Umhüllung versehen sein und die 
Aufschrift „Blindensendung“ tragen, wenn der Absender keine amtlich 
anerkannte Blindenanstalt ist. Sie dürfen nicht mehr als 7 kg wiegen. 
 www.deutschepost.de 
 

Behindertentoiletten 
 

Schwerbehinderte Menschen können einen Zentralschlüssel für die 
Nutzung eines großen Netzes an Behindertentoiletten erhalten. Weitere 
Informationen über Club Behinderter und ihrer Freunde (CBF), Pallas-
wiesenstraße 123a, 64293 Darmstadt,  06151/81220. 
 www.cbf-da.de 
 

Informationsschriften 
 

„Ratgeber für Menschen mit Behinderung“ 
Bezugsquelle: 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales, Bestellcenter, 
Mohrenstraße 62, 10117 Berlin 
 (030) 221 911 006 – Bürgertelefon zum Schwerbehindertenrecht 
 www.bmas.bund.de 
 
 

„Behinderung und Ausweis“ 
Anträge, Verfahren beim Versorgungsamt, Bescheid, Ausweis, Auszug 
aus der Versorgungsmedizin-Verordnung (VersMedV) usw. 
Bezugsquelle:  
Integrationsamt Hamburg, Hamburger Straße 47, 
22083 Hamburg, 3. Stock, Zi. 337 / 332 / 339,   
 428 63-3648 / -2859 / - 2865 
 www.hamburg.de/integrationsamt 
 

„Nachteilsausgleiche“ 
Steuerermäßigung, Auto/öffentliche Verkehrsmittel, Wohnen,  
Beruf, Sozialversicherung usw.  
Bezugsquelle:  
Integrationsamt Hamburg, Hamburger Straße 47,  
22083 Hamburg, 3. Stock, Zi. 337 / 332 / 339,  
 428 63-3648 / -2859 / - 2865  
 www.hamburg.de/integrationsamt 
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